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Schwierigkeiten beim Aufbau einer Vermessungsverwaltung 
in den neuen Bundesländern 

von Horst Berberich, Stuttgart 
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Der durch sein Werk „ Bodenschätzungen und Liegenschaftskataster" bekannt gewordene 
Dr. Kurant hat einmal gesagt: „ Der Grund und Boden ist von Natur aus das kostbarste Wirt­
schaftsgut und das wicht igste Prod uktionsm ittel des Menschen. Er ist insbesondere unbeweg­
l ich ,  unzerstörbar, unvermehrbar und für jedermann wahrnehmbar. Diese Eigenschaften unter­
scheiden ihn  grund legend von den sonstigen M itteln zur Befried igung menschl icher Bedürf­
n isse''. 

Schon früh bi ldeten sich daher Privatrechte an Grund u nd Boden aus. Bald trat das Bedürf­
n is  auf, die Rechte an Grund und Boden mögl ichst zuverlässig festzu legen und offenkundig zu 
halten. Die äl teste mir bekannte Urkunde dieser Art ist eine kaldäische Tafel, ca. 4000 Jahre vor 
Christ i .  Der G rund und Boden wurde in den letzten Jahrhu nderten zum einfachen und bel iebten 
Gegenstand der Besteuerung; er wurde immer mehr zum sichersten Pfandobjekt und ist als sol­
ches im Geschäftsverkehr  nicht mehr wegzudenken. 

Was für uns im Westerr-immer Selbstverständlichkeit war und ist, wurde in den osteuro­
päischen Ländern ganz bewußt ignoriert und unterdrückt. 

Das private Eigentum und seine private N utzung bekamen in den vergangenen 40 Jahren in 
der ehemal igen DDR, wie in  den übrigen Ländern Osteuropas, einen für uns im Westen unvor­
stell baren negativen Stel lenwert. Ganz anders das genossenschaftl iche und das gesamtgesell· 
schaft l iche Eigentum. So ist es auch verständl ich, daß das Eigentum in großem Umfang der ge­
nossenschaftlichen und der gesamtgesel lschaft l ichen N utzung - tei ls freiwi l l ig ,  oft aber er­
zwungen - zugeführt wurde. 

An folgende Vorgänge in der früheren DDR darf ich Sie erinnern: 
1 .  Enteignungen und Beschlagnahmungen durch Entscheidungen des Kontrol l rates und 

der sowjetischen M i l itäradmin istration zwischen 1 945 und 1 949, 
2. Enteignungen durch die frü heren Länder der DDR bis zum Jahr 1 952, 
3. Einfü hrung des uneingeschränkten genossenschaft l ichen N utzungsrechts in der Land­

wirtschaft, 
4. die Enteignung durch staatl iche Entscheidungen der ehemaligen D D R  aufgrund: 

a) Überführung privater Wirtschaftsunternehmen in die sozial ist isc he Wirtschaft, 
b) ergebnisloser Bemü hungen, benötigte Flächen auf rechtgeschäftlichem Weg zu er-

werben, 
c) g roßzüg iger Regelung u nd Anwendung staatl icher Vorkaufsrechte, 
d) rechtswirksamen Verzichts, 
e) zwangsweisen Verkaufs von Grundstücken und 
f) Verlassen der ehemaligen DDR ohne die vorgeschriebenen Formalitäten. 

Die Enteignung bis 1 949, tei lweise auch bis 1 952, wurden im Grundbuch oftmals durch 
Schwärzen der betreffenden Stel len oder durch Heraussch neiden oder Herausreißen ganzer Sei· 
ten u nkenntl ich gemacht. Darüber h inaus wurden ergänzende Unterlagen vielfach durch Verbren­
nen vol lständig zerstört. Die Ei nführung des uneingeschränkten genossenschaft l ichen N ut­
zungsrechts in der Landwirtschaft fand in  der Regel in  den Grundbüchern und Katasterbüchern 
keinen N iederschlag. Die u nter N r. 4 genannten Entscheidungsvorgänge der ehemaligen DDR 
sind überwiegend in den Akten enthalten und daher - wenn auch manchmal zeitaufwendig -
rekonstruierbar. 

Während im Westen der Bundesrepubl ik das Vermessungswesen nach dem Grundgesetz 
zum hoheit l ichen Aufgabenbereich der Länder gehörte, und die Länder sich eigene Vermes­
sungsgesetze schufen u nd unterschied l iche Organisationsformen für ihre Vermessungsverwal­
tungen fanden, gab es in der ehemaligen DDR - bedi ngt durch die al lgemeine Verwaltu ngsstruk­
tur - keine l änderbezogenen Eigenheiten des Vermessungs- und Kartenwesens. Es war e i nheit­
l ich organisiert und wurde zentralistisch von Berl i n  aus gesteuert. 

Zwei Bereiche standen sich gegenüber. Zum einen die Organe und Betriebe im Verantwor­
tungsbereich des M i n isteri ums des Innern der DDR (Volkseigenes Kombinat Geodäsie und Kar-
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tographie u nd seine ihm unterstel lten volkseigenen Betriebe gleichen Namens) und andererseits 
die Liegenschaftsdienste bei den Räten der Bezirke mit ihren Außenstel len in den Kreisen. 

Die M itarbeiter der Liegeschaftsdienste gehörten zu den besonders schlecht bezahlten und 
damit auch wenig angesehenen Staatsbediensteten. Dementsprechend gering war auch die Be­
reitschaft der Nachwuchskräfte, im Liegenschaftsdienst m itzuarbeiten. Hochschulabsolventen 
waren die Ausnahme. N icht selten wurden Außenstel len von Facharbeitern geleitet. M itarbeiter 
mit der Berecht igung zur Durchführung von Urkundsvermessungen waren n u r  dünn gesät, verein­
zelt mußte ein M itarbeiter bis zu 3 Kreise betreuen. Im Stadt- und Landkreis Dresden waren nur  
3 Urkundsvermessungsberechtigte tätig.  

Die Ausstattung mit  Meß- und Rechentechn ik  war vorsintflutl ich und entsprach dem Stand 
zum Beg inn  der 60er Jahre im Westen. N ichtrostende Meßbänder waren nach der Wende heiß be­
gehrt. Als Meßkraftwagen war in der Regel nur ein Trabi vorhanden, der meist schon ein Lebens­
jahrzehnt h i nter sich h atte. 

Im Vergleich h ierzu waren die Verhältnisse beim VEB Geodäsie und Kartographie geradezu 
paradiesisch. Man arbeitete zwar nach Plan, aber die Planvorgaben waren so gesetzt, daß man 
leicht das Plansol l  erfül len konnte. Al les, was über den Plan h inaus erarbeitet wurde, sch lug in 
Form e iner Prämie für die Mi tarbeiter zu Buche. Daher lag das Einkommen der M itarbeiter von 
Geodäsie und Karthographie stets um e in iges über dem der M itarbeiter der Liegenschaftsdien­
ste; in  der Spitze bis zu 500 DM, bei e inem Durchschn ittsgehalt, das deutl ich unter 2000 Mark lag ! 
Was dies für das Zusammenführen der beiden Bereiche u nter das gemei nsame Dach des Lan­
desvermessungsamts bedeutet, ist jedem einsichtig. 

Darüber h inaus war auch die Geräteausstattung weit besser. Elektrooptische Entfernungs­
messer standen - wenn auch in  geringer Zahl - zur Verfügung, elektronische Datenverarbei­
tung war in Ansätzen vorhanden, Kraftfahrzeuge standen in ausreichender Zahl zur Verfügung.  

Eines al lerdings kannten beide Einrichtungen nicht: Meßgehi lfen und Steinsetzer. 
Während der bisher beschriebene Zustand auf die gesamte ehemal ige DDR zutrifft, möchte 

ich mich im folgenden speziel l  auf die Verhältnisse im neuen Bu ndesland Sachsen beziehen und 
dabei e in ige Schwerpunkte herausarbeiten. Die Verhältnisse in  den anderen Bundesländern dürf­
ten sich jedoch kaum davon u nterscheiden. 

Vermessungsgesetz 

Gemeinsamer Wunsch al ler im Vermessungswesen tätigen Kol legen war nach der Wende 
der Aufbau einer für ganz Sachsen einheit l ich ausgerichteten Vermessungsverwaltung. Ober­
stes Ziel war dabei die Gewährleistung rechtsstaatl icher Grundsätze bei der Einrichtung und 
Führung des Liegenschaftskatasters u nd der Landesvermessungswerke. D ies war nur zu errei­
chen durch d i e  kurzfristige Verabsch iedung ei nes sächsichen Vermessungsgesetzes; dabei war 
klar, daß d ies unter dem bestehenden Zeitdruck nur in Anlehnung an eines der westdeutschen 
Vermessungsgesetzte geschehen konnte. Einige Kol legen aus Sachsen besuchten deshalb meh­
rere Vermessungsverwaltungen in den alten Bu ndesländern und kamen danach zum Entschluß,  
s ich an das Gesetz von Baden-Württemberg anzu lehnen. Dem Ersuchen aus Sachsen u m  Entsen­
dung eines Experten für die Erarbeitung ei nes Gesetzentwurfes wurde vom I nnenmin isteri um Ba­
den-Württemberg entsprochen. 

Der Gesetzentwurf lag dann einige Zeit auf Eis, da das Kabinett zunächst andere wichtige 
Probleme behandeln mußte. Dennoch gelang es, das Vermessungsgesetz als erstes Fachgesetz 
in den Landtag e inzubri ngen. Vorste l lungen ei nzelner Abgeordneter, die Vermessungsämter den 
Landräten zu u nterstel len und unbeschränkt öffentl ich bestel lte Vermessu ngsingenieure zuzu­
lassen, führten zu heftigen Diskussionen in den Arbeitskreisen und innerhalb der Fraktion. Der 
Entwurf des Vermessungsgesetzes g ing noch von der gemeinsamen Führung von Kataster u nd 
Grund buch aus. Während der Beratung in den Ausschüssen wurde auf Drängen der westdeut­
schen Notare das sächsische Grundbuchgesetz ei ngebracht, das die sofort ige Trennung von 
Grundbuch und Kataster und die Unterste l lung der Grundbuchämter u nter d ie  Kreisgerichte vor­
sah. Die „Novell ierung" des Vermessungsgesetzes wurde daher noch vor der 2. Lesung im Land­
tag abgeschlossen. 

Statt sich auf die dringenden auf dem Vermessungsgesetz basierenden Rechtsverordnun­
gen und Verwaltungsvorschriften zu konzentrieren mußten sich d ie  M itarbeiter der beiden Ver-
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messungsreferate im Staatsministeri um des I nneren nun mit organisatorischen und verwal­
tungstechn ichen Problemen der Trennung von Grundbuch und Kataster herumsch lagen. 

Bildung des Landesvermessungsamts 

Obwohl die Bi ldung eines Landesvermessungsamts einschl ießl ich seiner Struktur bereits 
im November 1 990 durch den Landesbeauftragten gebi l l igt war, mußte der Entwurf noch einmal 
i m  Kabinett beraten werden. Die Verabschiedung erfolgte Ende März 1 991 ohne Änderung des ur­
sprüngl ichen Entwurfs. Damit war der Weg frei, die bereits im Dezember 1 990 erfolgte Ausschrei­
bung der Abteilungs- und Referatsleiter auszuwerten und die ersten Bewerber mit der Wahrneh­
mung der Geschäfte zu beauftragen. 

Bildung der Vermessungsämter 

Bereits im November 1 990 war auch ein Vorschlag zur B i ldung künftiger Vermessungsäm­
ter dem Landesbeuftragten zur B i l l igung vorgelegt worden. Er sah 24 Vermessungsämter und 30 
Außenstel len vor. Wichtige Kriterien waren dabei: kein Vorgriff auf eine Kreisform, in jedem Kreis 
eine D ienststelle, mög l ichst kurze Wege zu den Messungen vor Ort und günstige, öffentl iche Ver­
keh rsverbindungen für die Besucher und Antragstel ler beim Vermessungs- und Grundbuchamt. 

Der Entwurf wurde verworfen, mit der Beg ründung, es seien zu wenig Vermessungsämter 
vorgesehen. Der gleiche Entwurf fand im März 1 991 auch in  der Konferenz der Staatssekretäre 
keine Gnade, diesmal waren es allerdings zu viele Vermessungsämter. 

Der Gegenvorschlag der Staatskanzlei sah 18 Ämter und 36 Außenstel len vor. Der Vor­
schlag war aus Sicht der Vermessungsverwaltung n icht optimal. Um weitere Verzögerungen zu 
vermeiden, stimmte das Staatsm in isterium des Inneren und danach auch das Kabinett zu. Damit 
war endlich der Weg zur Ausschreibung der Stel len der Amtsleiter und Außenstel lenleiter frei. 

Personal 

Im Liegenschaftsdienst war schon in den Zeiten der alten DDR der Personalbestand den 
anfallenden Vermessungsaufgaben nicht gewachsen. Dagegen war der VEB Geodäsie und Kar­
tographie personel l  zufriedenstel lend ausgestattet. 

N ach der Wende Ende 1 989 bis zum Frühjahr 1 991 erlitt der Staatsbetrieb Geodäsie und 
Kartographie einen erheblichen personellen Aderlaß. Ein Teil des Personals wechselte zu den 
neu entstandenen städtischen Vermessungsämtern, überwiegend aber wanderten die Kol legen 
in die freie Wi rtschaft ab. Beweggründe waren neben der Verunsicherung durch die sich verzö­
gernde Bi ldung des Landesvermessungsamts und der Vermessungsämter d ie  Aussicht auf bes­
sere Verd ienstmög l ichkeiten, aber sicher auch die politische Vergangenheit. 

Fehlende Aufträge nach der Währungsreform bewogen den Staatsbetrieb, i m  September 
1 990 viele seiner M itarbeiter freiwi l l ig  oder mit leichtem Druck in  den Vorruhestand zu schicken. 
So standen im Frühjahr 1991 nur noch rund 40% des eigentl ich erforderlichen Personals für d ie 
in  g roßem U mfang anfal lenden hoheitl ichen Arbeiten zur Verfügung. 

Personalstruktur und -qualifikation 

I n  Anlehnung an die alten Bundesländer wird künftig auch in Sachsen die Laufbahn des hö­
heren vermessu ngstechnischen Verwaltungsdienstes e ingeführt werden. Voraussetzung h ierfür 
ist der erfolgreiche Abschluß an einer wissenschaft l ichen Hochschule als D ip lom-Ingenieur der 
Fachrichtung Vermessungswesen. Die Einstel lung von Nachwuchskräften wird erst nach Ablei­
stung der Referendarzeit und Ablegung der Großen Staatsprüfung erfolgen. Da derzeit keine Aus­
bi ldungsmögl ichkeiten und kaum qual i fizierte Ausbilder in Sachsen zur Verfügung stehen, muß 
die Außbi ldung vorübergehend i n  den alten Bundesländern durchgeführt werden. 
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Auch im gehobenen vermessungstechnischen/kartographischen Dienst ist die Ausbildung 
als Anwärter mit abschl ießender Laufbahnprüfung künftig Voraussetzung für eine Einste l lung .  
Die Ausbi ldungs- und Prüfungsordnungen sollen alsbald i n  Anlehnung an d ie bewährten Rege­
l ungen in den alten Bundesländern erlassen werden. Die Ausbi ldung muß aus den bereits ge­
nannten Gründen zumindest teilweise in  den alten Bundesländern erfolgen. Die Ausbilder und 
Prüfer bedürfen selbst noch e iner eingehenden Schulung.  

Der Abschluß als Vermessungsingenieur an der I ngenieurschule Dresden wird bis zur Um­
wandlung in e ine Fachhochschule dem erfolgreichen Abschluß an einer Fachhochschule als 
Diplom-Ingenieur (FH) g le ichgestel lt .  

B isher erfolgte d ie  2jährige Ausbildung zum Vermessungs- bzw. Kartog raphiefacharbeiter 
nach 1 0jährigem Schulbesuch an der zentralen Ausbi ldungsstätte in Dresden mit I nternatsunter­
bringung.  Diese Ausbi ldung wurde rückwirkend zum Herbst 1 989 auf e ine 3jährige Ausbi ldung 
nach dem Berufsbi ldungsgesetz umgestel lt .  D ie Mögl ichkeit, parallel zur Facharbeiterausbil­
dung das Abitur zu erwerben, läuft aus. Die letzte Klasse hat im September 1 990 ihre Ausbildung 
begonnen. 

Ab Herbst 1 991 wird die Ausbi ldung tei ls i n  den Vermessungsämtern, te i ls im Internatsbe­
trieb bei der zentralen Ausbi ldungsstätte erfolgen. Die h ierfür erforderl ichen Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen sind in  Arbeit. Die i nternatsmäßige U nterbringung und die organisatori­
schen Fragen der Ausbi ldung bereiten wegen der vorgesehenen Steigerung von bisher rund 25 
auf künftig 1 00 Auszubildende pro Jahr noch erhebl iches Kopfzerbrechen. 

Auch im mitt leren Dienst ist vorgesehen, künftig die beamtenrechtl iche Laufbahn einzufüh­
ren .  Eine noch zu erarbeitende Ausbi ldungs- und Prüfungsordnung wird die im Rahmen e iner 
zusätzl ichen Ausbi ldung erforderl iche Qual if ikation und die vorzusehende Laufbahn prüfung 
regeln .  

übergangsweise werden i n  a l len drei Laufbahnen auch Mi tarbeiter ohne Laufbahnprüfung 
in  das Beamtenverhältnis übernommen werden, wenn sie die al lgemeinen l aufbahnrechtl ichen 
Bed i ngungen erfül len und bereits i n  einem der neuen Bundesländer tät ig sind und sich in  der 
übertragenen Funktion bewährt haben. 

Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure 

I m  sächsischen Vermessungsgesetz ist d ie rechtl iche Voraussetzun g  für d ie Zulassung 
von Öffentl ichen bestellten Vermessungsingenieuren geschaffen worden. Die Voraussetzungen 
h ierfür s ind der erfolgreiche Abschluß des wissenschaftl ichen Hochschulstudiums und des Re­
ferendariats sowie eine mehrjährige Berufserfahrung. Zur Sicherste l lung der Funktionsfäh igkeit 
des Liegenschaftskatasters wird fre iberufl ichen Vermessungsingen ieuren mi t  Urkundsvermes­
sungsberechtigung nach Erfü l len bestimmter Voraussetzungen die Mögl ichkeit gegeben,  d ie  Zu­
lassung als Öffentl ich bestel l ter Vermessungsingenieur zu erhalten. Eine d ieser Voraussetzun­
gen wird d ie Ablegung einer schriftl ichen u nd mündl ichen Zulassungsprüfun g  zum Nachweis der 
für die Berufsausübung als ÖbVI erforderl ichen Kenntnisse e in .  

Unterbringung der Vermessungsämter 

Die bisherige U nterbringung der Liegenschaftsdienste ist in  fast allen Kreisen sehr beengt 
u nd für technische Behörden völ l ig  u ngeeignet. Nur in ca. 1 0 %  sind ü berhaupt große Erweite­
rungsmög l ichkeiten vorhanden. Vielfach besteht keine Mögl ichkeit,  wenigstens die dringend er­
forderl iche Aufstockung des Grundbuchpersonals zu real isieren, weil wegen der räuml ichen Sor­
ge keine weiteren Arbeitsplätze geschaffen werden können. Auch d ie  Anschaffung von EDV-Ge­
räten - für d ie  das Land Sachsen eine größere Summe bereitgestellt hat - scheitert vielfach an 
der mangelnden Ste l lmögl ichkeit für die heute schon recht klein gewordene Zentrale inheit .  

In  e in igen Fällen wird es genügen, wenn entweder das Grundbuch- oder das Vermessungs­
amt eine neue Bleibe findet. In  rund 80% der Fälle muß jedoch für beide nach geeigneten D ienst­
räumen gesucht werden. H äufig werden Zwischenlösungen und damit mehrfache Umzüge i nner­
halb weniger Jahre in Kauf genommen werden müssen. Auch die Aufspl i tterung e iner Dienststel­
le auf mehrere Gebäude und der damit notgedrungen verbundene höhere Verwaltungsaufwand 
wird sich n icht  vermeiden lassen: 
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Lagefestpunktfeld 

Das staatliche trigonometrische Netz 1. Ordnung wurde Ende 1 950 überarbeitet und zum 
astronomisch-geodätischen Netz entwickelt. Dieses wiederum ist Bestandteil des astrono­
m isch-geodätischen Netzes der osteuropäischen Staaten .  

Als unmittel bares Folgenetz wurde das Netz I I I .  Ordnung ohne die Zwischenstufe I I .  Ord­
nung durch Ausgleichung von Netztei len mit mehreren hundert Neupunkten geschaffen. Die Be­
arbeitung dieses Netzes erfolgte zwischen 1 961 und 1 963. 

Zwischen 1 964 und 1 988 wurde schl ießl ich das staat l iche trigonometrische Netz V. Ord­
nung ohne die Zwischenstufe IV. Ordnung für die Herstel l u ng und Laufendhaltung topographi­
scher Karten, aber auch für das Markscheidewesen u nd Ingenieurvermessungen geschaffen. Da­
mit  wurde eine durchschnitt l iche Punktdichte von 1 TP/2,5 km2 erreicht. Im Westen Deutschlands 
wird in der 4. Ordnung mit einer Dichte von ca. 1 TP/1 km2 gerechnet. 

Um die g leichen Verhältnisse zu erreichen, ist also eine weitere Verd ichtung des Lagefest­
punktfeldes vorzunehmen. 

Die Koordinaten der staatl ichen-trignometrischen Netze l iegen im System 42/83 vor. Die 
Grundlage bi ldet das von Krassowski 1 942 defin ierte E l l ipsoid. Dieses dient als Grund lage für d ie 
Ausgl eichung des einheit l ichen Netzes Osteuropas i m  Jahre 1 983. Das Zusammenwachsen der 
alten und neuen Länder Deutschlands fordert auch e in  einheit l iches trigonometrisches Fest­
punktfeld. Dies kann durch die Wiedere inführung des Koordi natenbezugs zum Deutschen Haupt­
dreiecksnetz oder durch Übergang zum e inheit l ichen Deutschen Netz (DREF 91) erfolgen. 

Höhennetz 

Die Vereinigung Deutschlands erfordert auch die Schaffung eines einheit l ichen gesamt­
deutschen Haupthöhennetzes. In der ehemaligen DDR wurde 1 953 der Aufbau ei nes N ivel le­
mentsnetzes 1. Ordnung (SN N) mit  Anschluß an den Kronstädter Pegel als N u l lpu nkt des balti­
schen Höhensystems und die Berechnung der Höhen als Normalhöhen beschlossen und zwi­
schen 1 954 und 1 958 gemessen. Durch die zwischenzeit l ich erfolgte Einschaltung des Netzes I I .  
Ordnung beträgt der  durchschnittl iche Punktabstand derzeit rd. 15  km.  In  der N ähe der  Staats­
grenze zu Polen und der CSFR sind über sogenannte Grenzhauptpunkte d ie  Netze der Länder 
Osteuropas zusammengeschlossen. 

In  e inem ersten Schritt ist nun das D H H N  85 und SNN durch N ivel lementl in ien zu verbinden 
und nach Auswertung der Verbindungsmessungen u nd eingehender Analyse der Paßfähigkeit 
über die Einfüh rung ei nes künftigen gesamtdeutschen Höhensystems zu entscheiden. Bis dahin 
gelten i n  den neuen Ländern die bisherigen Normalhöhen 1 976 weiter. Unabhäng ig davon muß 
das N etz der Höhenfestpunkte beschleunigt verdichtet werde1n.  

Schwerenetz 

Das von der Deutschen Geodätischen Kommission aufgebaute Schweregrundnetz muß 
ebenfalls auf  g anz Deutsch land ausgedehnt und  danach in den  neuen Ländern ein neues Haupt­
schwerenetz gemessen werden. Solange bleibt das im System 71 vorliegende staatl iche gravime­
trische Netz in den neuen Bundesländern gü lt ig.  

Topographie 

Der Grundmaßstab der topographischen Landesaufnahme ist in den neuen Bu ndesländern 
1 :1 0  000. Die Bearbeitung in d iesem Maßstab soll kont inu ierl ich im 5-Jahres-Turnus weiterge­
fü hrt werden. Der Übergang auf den Maßstab 1 :5 000 ist n icht vorgesehen. Umfangreiche Erneue­
rungen auf der Grundlage von Luftbi ldvergrößerungen und ört l ichen Ergänzungsvermessu ngen 
stehen i nsbesondere für ehemalige Tagebaugebiete an. 

Zur Verbesserung des Kartenwerks als Planungskare wird zu prüfen sein, ob eine Kombina­
tion der Karte 1 :1 0  000 mit  verkleinerten Katasterkarten zu brauch baren Ergebnissen führen kann .  
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Dig itale Daten l iegen für das topographische Kartenwerk bislang r. icht vor. Es ist daher vordring­
l ich, das d ig i tale Landschaftsmodel l  OLM 25/1 auf der aktualisierten Karte 1 :  1 0  000 als Erfas­
sungsgrundlage aufzubauen. Die Voraussetzungen auf der Hardwareseite sind dazu noch zu 
schaffen. 

Photogrammetrie 

Für die notwendigen photogrammetrischen Arbeiten stehen keinerlei Auswertekapazitäten 
zur Verfügung.  Auf das in größerem Umfang vorhandene Luftbildmaterial erheben sowohl das 
Bundesarchiv als auch die Berl iner Spezialflug-GmbH als Rechtsnachfolgerin der F IF  lnterflug 
Besitzansprüche. Es g ibt derzeit erhebl iche Probleme, an das Bi ldmaterial zwecks Nutzung im 
geodätisch-topographischen Bereich heranzukommen. 

Die Lösung der im Zuständigkeitsbereich des Landes l iegenden Probleme wie z. B. die 
topographische Landesaufnahme oder die Ermitt lung der Alt lasten erfordert d ie Überführung 
des Bi ldmaterials in  d ie Verfügungsgewalt des Freistaats Sachsen. Dazu ist die Einrichtung 
ei nes Luftbi ldarchivs beim Landesvermessungsamt vorgesehen. Neben der Verwaltung des vor­
h andenen Bestands an Luftbildern wird die Hauptaufgabe in der Koordin ierung und Registrie­
rung der B i ldfl ugplanungen der Landesbehörden l iegen. Ein besonderes Augenmerk ist auch auf 
d ie Herstel lung geometrisch genauer Luftbildkarten i m  Maßstabsbereich der Flu rkarten zu 
legen. Diese Orthophotos eignen sich besonders dafür, ältere Katasterkarten durch Ein passen 
über identische Objekte zu homogenisieren und so kurzfristig brauchbare Katasterunterlagen zu 
schaffen. Sie sind aber auch hervorragende großmaßstäbl iche Planungsun terlagen und Doku­
mentationsgrundlagen im Umweltbereich. 

Kartographie 

Topographische Karten unterlagen wie die Koord inaten der trigonometrischen Punkte 
strengster Geheimhaltung und waren nur einem eng begrenzten Benutzerkreis zugängl ich.  Ab 
M itte der 50er Jahre wurde das Landeskartenwerk nach den Grundsätzen der Tei lnehmerstaaten 
des Warschauer Vertrags völ l ig  neu gestaltet. Unterschiedl iche geodätische Bezugsgrundlagen, 
Blattschnitte, Zeichenschlüssel und Layouts dokumentieren den Unterschied gegenüber dem 
Kartenwerk i n  den alten Bundesländern. 

Aus Geheimhaltungsgründen mußten zwei Ausgabearten vorgehalten werden: 
die Ausgabe für den Staat (AS) zur Nutzung durch die bewaffneten Organe. Geodätische 
Grund lage bi ldete das System 42/83 (6° Meridianstreifen); für die Höhen war der Kron­
städter Pegel Ausgangspunkt; 
die Ausgabe für die Vol kswirtschaft (AV) mit reduziertem, tei lweise geändertem bzw. ge­
tarntem Inhalt und mit herabgesetztem Geheimhaltungsgrad für nutzungsberechtigte 
Betriebe und I nstitutionen. Das Koord inatengitter ist im System 1 940 eingetragen. 

Die technische Ausstattung der Kartographie in Sachsen ist im wesentl ichen überaltert 
und verschl issen. Sie beschränkt sich auf die Reproduktionsphotographie, die Fol ienkopie, die 
Lichtpauserei und Bürokopiertech nik. Druckmaschinen stehen nicht zur Verfügung. Maßnahmen 
zur Reduzierung der Umweltbelastung fehlen größtenteils. Die Überführung der vorhandenen to­
pographischen Kartenwerke in  e in e inheitl iches gesamtdeutsches Landeskartenwerk wird u nter 
Berücksichtigung der vorhandenen materiel len und technischen Voraussetzungen nur schritt­
weise erfolgen können. Als erster Schritt werden bis 1 995 d ie Kartenwerke in  den Maßstäben 
1 :25 000 bis 1 : 200 000 auf den AdV-Blattschnitt u mzustel len sein .  Für die TK 10 000 ist diese Um­
ste l lung nur langfristig möglich. Im Rahmen der Umstel lung des Blattschni tts werden die in der 
Karte dargestel lten Koordinaten auf das Potsdam-Datum bezogen. Die Höhen werden zunächst 
nicht auf N N  u mgestel lt .  Dagegen wird die äußere Aufmachung und Farbgebung übernommen. 


